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Antrag 

der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, Maximilian Böltl, Daniel 
Artmann, Konrad Baur, Dr. Stefan Ebner, Judith Gerlach, Josef Heisl, Dr. Gerhard 
Hopp, Björn Jungbauer, Andreas Kaufmann, Manuel Knoll, Joachim Konrad, 
Stefan Meyer, Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, Dr. Stephan Oetzinger, Jenny 
Schack, Andreas Schalk, Werner Stieglitz, Martin Stock, Peter Wachler CSU 

Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die finanzielle Bildung an allen Schularten im 
Freistaat deutlich zu stärken. Ziel ist es, Schülerinnen und Schüler frühzeitig zu einem 
verantwortungsbewussten und reflektierten Umgang mit Geld, Konsum und Vermö-
gensbildung zu befähigen. Finanzielle Bildung soll deshalb als fester Bestandteil des 
Unterrichts in allen Schularten – von der Grundschule bis zur beruflichen Bildung – ge-
festigt und schrittweise ausgebaut werden. Dabei sind Themen wie Haushaltsplanung, 
Schuldenprävention, Sparstrategien, Vermögensaufbau, Altersvorsorge und Chancen 
sowie Risiken digitaler Finanzangebote zu berücksichtigen. 

Die Staatsregierung wird ferner aufgefordert, ein Pilotprojekt zur finanziellen Bildung zu 
initiieren. Im Rahmen dieses Pilotprojekts sollen ausgewählte Schulen aller Schularten 
in jedem Regierungsbezirk praxisorientierte Unterrichtseinheiten zur finanziellen Bil-
dung erproben und deren Wirkung evaluieren. Auf Grundlage dieser Ergebnisse ist ein 
Konzept zur flächendeckenden Einführung zu entwickeln. 

Der Landtag stellt fest, dass die Schulen bereits heute stark belastet sind und es daher 
entscheidend ist, sie bei der Umsetzung zu entlasten. Daher sollen die bestehenden 
Kooperationsmöglichkeiten von Schulen mit externen Partnern liberalisiert werden, da-
mit eine enge Zusammenarbeit mit lokal etablierten Institutionen, insbesondere aus der 
regionalen Banken- und Sparkassenlandschaft, den Verbraucherzentralen, ergänzend 
auch Schuldnerberatung z. B. der karitativen Verbände, sowie weiteren fachkundigen 
Bildungsträgern, wie bereits existierenden, spezialisierten Start-ups, möglich wird. 
Diese Partner können praxisnahe, werbefreie und fachkundige Informationsangebote 
in den Unterricht einbringen und ergänzende digitale Lernangebote bereitstellen, 
wodurch die Schulen inhaltlich unterstützt und organisatorisch entlastet werden. Auf 
diese Weise kann finanzielle Bildung qualitativ hochwertig vermittelt werden, ohne die 
ohnehin stark beanspruchten Lehrkräfte zusätzlich zu überfordern. 

 

 

Begründung: 

Bei jungen Menschen ist bereits seit Längerem ein deutlicher Anstieg der Konsumschul-
den zu beobachten. Wie gravierend die Entwicklung der Verschuldung ist, zeigt sich 
auch in der Statistik der Trendstudie „Jugend in Deutschland 2025“, die von einem Ju-
gendforscher, einem Sozialwissenschaftler und einem Jugend-, Bildungs- und Sozial-
forscher in Kooperation mit der Universität Potsdam durchgeführt wurde. Laut dieser 
repräsentativen Befragung lebt rund ein Fünftel der 14- bis 29-Jährigen mit Schulden – 
ein besorgniserregender Höchststand und deutlicher Negativtrend. Ursächlich dafür 
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sind leicht zugängliche Ratenzahlungen und Kleinkredite, etwa durch Online-Finanz-
dienstleister wie Klarna, die mit dem Slogan „Jetzt kaufen, später zahlen“ werben und 
direkt beim Artikel-Kauf als Zahlungsoption erscheinen.  

Hinzu kommen finanzielle Herausforderungen, die sich aus dem demografischen Wan-
del und den damit verbundenen Anpassungen im Rentensystem ergeben, ebenso wie 
die Notwendigkeit, über Wege und Möglichkeiten des Vermögensaufbaus (u. a. Geld-
anlage, Wohneigentum) frühzeitig informiert zu sein. Dies liegt daran, dass der demo-
grafische Wandel die umlagefinanzierte Rente vor die Herausforderung struktureller 
Veränderungen stellt: Eine steigende Lebenserwartung und eine sinkende Geburten-
rate führen dazu, dass das Verhältnis von Beitragszahlern zu Rentenempfängern lang-
fristig neu austariert werden muss. Ziel ist es daher, die Stabilität des Rentensystems 
zu sichern und gleichzeitig junge Generationen zu einem bewussteren und kompeten-
ten Umgang mit privater und betrieblicher Vorsorge zu ermutigen. Dazu zählt ausdrück-
lich auch die Fähigkeit, die eigenen Haushaltskosten zu steuern, regelmäßig zu sparen 
und langfristig finanzielle Rücklagen aufzubauen. 

Als Lösung dafür ist eine deutliche Stärkung der finanziellen Bildung an allen Schularten 
im Freistaat erforderlich, da grundlegende Kenntnisse im Umgang mit Geld und Vermö-
gensaufbau insbesondere in sozioökonomisch schwächer aufgestellten Familien oder 
bei Jugendlichen in Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen oftmals deutlich seltener ver-
mittelt werden. Ziel muss es sein, junge Menschen jeglicher sozialer Herkunft zu befä-
higen, finanzielle Entscheidungen verantwortungsvoll zu treffen.  

Das Ziel muss es sein, jungen Menschen im Freistaat verlässliche Perspektiven für 
Wohlstand, Eigentum und Sicherheit im Alter zu eröffnen. Finanzielle Bildung wird dabei 
zunehmend zu einem entscheidenden Faktor für ein selbstbestimmtes Leben und eine 
gesicherte Zukunft, insbesondere für junge Menschen. Fehlende finanzielle Kenntnisse 
bergen nicht nur für die Einzelnen erhebliche Risiken, sondern auch für die Stabilität 
und Entwicklung unserer Gesellschaft insgesamt. Zudem kann Bayern durch einen sol-
chen ganzheitlichen Ansatz in Fragen der finanziellen Resilienz und Zukunftsvorsorge 
junger Menschen bundesweit eine führende Rolle übernehmen und einen wichtigen 
Beitrag zur Stärkung der Generationengerechtigkeit leisten.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, Maximilian Böltl, 
Daniel Artmann u.a. CSU 
Drs. 19/9483 

Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Kristan Freiherr von Waldenfels 
Mitberichterstatterin: Gabriele Triebel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 35. Sitzung am  
29. Januar 2026 beraten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
84. Sitzung am 11. Februar 2026 mitberaten und e i n s t im m i g  Zustimmung 
empfohlen. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das ganze Hohe Haus. Gibt 

es Gegenstimmen? – Das sehe ich nicht. Enthaltungen? – Das sehe ich auch nicht. 

Damit werden diese Voten vom Landtag übernommen.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die Verfassungsstreitigkeiten, 
Europaangelegenheiten und nicht einzeln zu beratenden 
Anträge zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 18. Februar 2026 
(Vf.3-VII-26) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
1. des Art. 21 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-l), 
die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist, 
2. des Art. 15 Abs. 1 a der Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-l), die 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist, 
3. des Art. 15 Abs. 1 a der Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-l), die 
zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist 
PII-3001-2-45 
Drs. 19/10803 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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2. Meinungsverschiedenheit  
(Vf.2-VIII-26 Bayerischer Verfassungsgerichtshof) 
zwischen der Antragstellerin 
Fraktion Alternative für Deutschland im Bayerischen Landtag 
und den Antragsgegnerinnen 
1. CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag 
2. Fraktion FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag 
3. Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bayerischen Landtag 
4. Bayern SPD-Landtagsfraktion 
5. Bayerische Staatsregierung 
vom 18. Februar 2026 über die Frage, ob 
1. Art. 21 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797,  
BayRS 2020-1-1-l), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
2. Art. 15 Abs. 1 a der Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 637)  
geändert worden ist, 
3. Art. 15 Abs. 1 a der Bezirksordnung (BezO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850,  
BayRS 2020-4-2-l), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
die Bayerische Verfassung verletzen. 
 
PII-3001-4-4-1 
Drs. 19/10802 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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Europaangelegenheiten 

3. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Ulrike Müller u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Gerhard Hopp, Kerstin Schreyer, Martin Wagle u.a. CSU 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates über saubere Unternehmensfahrzeuge 
COM(2025) 994 final 
BR-Drs. 57/26  
Drs. 19/10398, 19/11074 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

4. Antrag der Abgeordneten Dr. Gerhard Hopp, Alexander Flierl, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 in Bezug auf 
CO2-Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge und die 
Fahrzeugkennzeichnung sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/94/EG; 
COM(2025) 995 final 
BR-Drs. 68/26 
Drs. 19/10791, 19/11075 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 
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5. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Justiz und Grundrechte 
Grenzüberschreitende justizielle Zusammenarbeit –  
Überarbeitung der Eurojust-Verordnung (Folgenabschätzung) 
02.12.2025 - 24.02.2026 
Drs. 19/9800, 19/11038 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs. 19/11038 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und 
den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

6. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Lebensmittelsicherheit 
Verordnung über Biozidprodukte – Bewertung 
11.12.2025 - 05.03.2026 
Drs. 19/10698, 19/11036 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs. 19/11036 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und 
den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

7. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Benjamin Adjei u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Medienkompetenz statt Verbote:  
Kluge Lösungen für unsere Jugend im digitalen Zeitalter! 
Drs. 19/8771, 19/10692 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z ENTH 

8. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier,  
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Wirtschaftsschädliche CO2-Bepreisung zurücknehmen:  
Taten statt Populismus! 
Drs. 19/8842, 19/10632 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

9. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Ursula Sowa u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Vereinfachung und Praxistauglichkeit der KfW-Baudarlehen 
Drs. 19/8901, 19/10696 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

10. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren I:  
Verwaltungsvereinfachung bei Transferleistungen 
Drs. 19/8931, 19/10693 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z A 
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11. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren II: Sozialverwaltung durch besseres 
Zusammenspiel der Akteure effizienter gestalten 
Drs. 19/8932, 19/10694 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren III: Bürokratie durch 
Registermodernisierung und Once-Only-Prinzip abbauen 
Drs. 19/8933, 19/9831 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Petra Högl, Alexander Flierl, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Benno Zierer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Programm „KlimaWildnis“ des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Drs. 19/8939, 19/10633 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Nicole Bäumler, Dr. Simone Strohmayr, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Bericht zum Modellversuch zur Förderung rechenschwacher Schülerinnen 
und Schüler an weiterführenden Schulen 
Drs. 19/8973, 19/10716 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Starke Teilhabe: Prüfungsgebühren für Gebärdensprachdolmetscher  
in Bayern abschaffen! 
Drs. 19/8987, 19/10717 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

16. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Recht auf Analog!  
Drs. 19/9065, 19/10695 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH ENTH Z 

17. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Tragende Schafe und Ziegen dürfen nicht geschlachtet werden - 
Erweiterung des bestehenden Abgabeverbotes um diese Tierarten 
Drs. 19/9071, 19/10634 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus I: Planungssicherheit für die  
„Melde- und Informationsstelle Antiziganismus in Bayern“ (MIA Bayern)  
Drs. 19/9074, 19/10729 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

19. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus II: Vertretung des Landesverbandes 
der Sinti und Roma im Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks  
und im Medienrat der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien 
Drs. 19/9075, 19/10730 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

20. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus III: 
Bekämpfung des Antiziganismus in Südosteuropa  
Drs. 19/9076, 19/10731 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

21. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus IV: 
Antidiskriminierungsberatung des Landesverbandes  
der Sinti und Roma in Bayern sichern 
Drs. 19/9077, 19/10732 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Mia Goller u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verbindliche Herkunfts- und Haltungskennzeichnungen  
für tierische Produkte vor dem Hintergrund des geplanten  
EU-Mercosur-Handelsabkommens 
Drs. 19/9078, 19/10635 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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23. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU 
Förderung der Medienkompetenz an Schulen –  
Handyverbot allein reicht nicht! 
Drs. 19/9090, 19/10718 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU 
G9 auf der Zielgeraden – Bericht zur Umsetzung eines 
bildungspolitischen Meilensteins 
Drs. 19/9091, 19/10719 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

25. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart,  
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Verzögerte Auszahlung staatlicher Fördermittel –  
strukturelle Entlastung der Landkreise bei Zwischenfinanzierungen 
Drs. 19/9094, 19/10683 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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26. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Marina Jakob u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU 
Angemessene Ausgestaltung von Ausgleichs-  
und Kompensationsmaßnahmen sowie artenschutzrechtlichen Gutachten 
bei Bauvorhaben zum Schutz von „Leib und Leben“  
Drs. 19/9095, 19/10636 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A ENTH 

27. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Solidarität mit Parkinson-Erkrankten:  
Durch Fakten Versorgung verbessern 
Drs. 19/9108, 19/10687 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

28. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath,  
Tanja Schorer-Dremel, Dr. Andrea Behr u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Mehr Erwachsene gegen Hepatits B impfen! 
Drs. 19/9109, 19/10688 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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29. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger,  
Michael Hofmann, Dr. Alexander Dietrich u.a. CSU 
Notwendige Reform der Asylverfahrensberatung vorantreiben! 
Drs. 19/9123, 19/10677 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

30. Antrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner,  
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Aufklärung  
eines möglichen Fehlverhaltens von Mitgliedern der Staatsregierung  
und des Landtags im Zusammenhang mit dem von der  
Weimer Media Group ausgerichteten Ludwig-Erhard-Gipfel,  
insbesondere bezüglich der Teilnahme an durch die Weimer Media Group 
verkauften Treffen mit Spitzenpolitikern, eines möglichen Fehlverhaltens 
der Weimer Media Group im Zusammenhang mit dem  
Ludwig-Erhard-Gipfel, sowie eines möglichen Fehlverhaltens  
von bayerischen Behörden und bayerischen Staatsunternehmen, 
insbesondere der finanziellen Förderung des Ludwig-Erhard-Gipfels  
und einer möglichen intransparenten Einflussnahme durch die von der 
Weimer Media Group verkauften Treffen auf Gesetzgebungsverfahren 
und Verwaltungsführung in Bayern sowie auf das Verhalten des 
Freistaates bei Gesetzgebungsverfahren im Bundesrat 
Drs. 19/9147, 19/10678 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern I: Einführung erweiterter 
Schulleitungen an allen Schularten in Bayern 
Drs. 19/9208, 19/10720 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern II: Netzwerkstrukturen für 
Austausch, Unterstützung und Professionalisierung in Bayern schaffen 
Drs. 19/9209, 19/10721 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

33. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern III:  
Mehr Leitungszeit für Schulleitungen! 
Drs. 19/9210, 19/10722 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern IV: Mehr Frauen in Führung. 
Mentoring- und Entwicklungsprogramm für weibliche Schulleitungen  
und Führungskräftenachwuchs in Bayern 
Drs. 19/9211, 19/10723 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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35. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern V:  
mehr Perspektiven, Qualifizierung und Unterstützung  
für zukünftige Führungskräfte im Bildungssystem 
Drs. 19/9212, 19/10724 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

36. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern VI: Jetzt Jobsharing und 
Teilzeitmodelle für Schulleitungen aller Schularten ermöglichen! 
Drs. 19/9213, 19/10725 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Wo will die Staatsministerin für Unterricht und Kultus hin?  
Transparenz schaffen für klare Zielvorstellungen auf allen Ebenen! 
Drs. 19/9220, 19/10726 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

38. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Sicherheitsüberprüfung und Datenabgleich bei Einbürgerungen 
vollständig digitalisieren und vereinheitlichen – Bundesratsinitiative  
des Freistaates 
Drs. 19/9234, 19/10679 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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39. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Belastungsgrenzen in der kommunalen Asylunterbringung  
rechtssicher verankern 
Drs. 19/9235, 19/10680 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

40. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Forensisch-psychiatrische Kapazitäten und Verfahren für psychisch 
auffällige oder gefährliche Ausländer im Freistaat ausbauen  
und koordinieren 
Drs. 19/9244, 19/10689 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

41. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Verwaltungsrevolution 4.0 für Bayern: Digital, schlank, bürgerfreundlich 
Drs. 19/9257, 19/10691 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

42. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Invasive Arten in Bayern: Aktuelle Lage und Zukunftsstrategien 
Drs. 19/9331, 19/10637 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 
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43. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ja zu moderner Drogenpolitik, nein zu populistischen Blockaden! 
Drs. 19/9372, 19/10690 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

44. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich  
gegenüber dem Bund einfordern und abrechnen! 
Drs. 19/9411, 19/10681 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

45. Antrag der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, 
Maximilian Böltl, Daniel Artmann u.a. CSU 
Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken 
Drs. 19/9483, 19/10727 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

46. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Josef Zellmeier, 
Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Felix Freiherr von Zobel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau I:  
Steuerliche Förderung von familiengerechtem Mietwohnungsbau 
Drs. 19/9498, 19/10684 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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47. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Josef Zellmeier, 
Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Felix Freiherr von Zobel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau II: 
„Nägel mit Köpfen“ beim Wohnungsbau – Rückkehr zur bewährten 
steuerlichen Förderung von selbstgenutztem Wohneigentum! 
Drs. 19/9499, 19/10685 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

48. Antrag der Abgeordneten Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, 
Kerstin Schreyer u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau III: 
Baukasten als Bauturbo – steuerliche Erleichterungen  
für mehr Wohnungen 
Drs. 19/9500, 19/10686 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

49. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger, Peter Wachler, 
Dr. Alexander Dietrich u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Alexander Hold u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Trennungsgebot bei Abschiebungshaft abschaffen:  
Erhöhung der Haftplatzkapazitäten und Bürokratieabbau  
Drs. 19/9508, 19/10682 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

50. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus V – Einrichtung der Stelle eines 
unabhängigen Beauftragten gegen Antiziganismus  
und für das Leben der Sinti und Roma  
Drs. 19/9525, 19/10733 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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51. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Politische Chancengleichheit auch im digitalen Raum verwirklichen –  
Die Verordnung (EU) 2024/900 über die Transparenz  
und das Targeting politischer Werbung aufheben 
Drs. 19/9663, 19/10734 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

52. Antrag der Abgeordneten Dr. Ute Eiling-Hütig, Dr. Gerhard Hopp, 
Thomas Huber u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Holger Grießhammer, Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Antiziganismus entschieden entgegentreten –  
Sinti und Roma in Bayern stärken 
Drs. 19/9815, 19/10735 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, Maximilian Böltl, Daniel 
Artmann, Konrad Baur, Dr. Stefan Ebner, Judith Gerlach, Josef Heisl, Dr. Gerhard 
Hopp, Björn Jungbauer, Andreas Kaufmann, Manuel Knoll, Joachim Konrad, 
Stefan Meyer, Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, Dr. Stephan Oetzinger, Jenny 
Schack, Andreas Schalk, Werner Stieglitz, Martin Stock, Peter Wachler CSU 

Drs. 19/9483, 19/10727 

Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die finanzielle Bildung an allen Schularten im 
Freistaat deutlich zu stärken. Ziel ist es, Schülerinnen und Schüler frühzeitig zu einem 
verantwortungsbewussten und reflektierten Umgang mit Geld, Konsum und Vermö-
gensbildung zu befähigen. Finanzielle Bildung soll deshalb als fester Bestandteil des 
Unterrichts in allen Schularten – von der Grundschule bis zur beruflichen Bildung – ge-
festigt und schrittweise ausgebaut werden. Dabei sind Themen wie Haushaltsplanung, 
Schuldenprävention, Sparstrategien, Vermögensaufbau, Altersvorsorge und Chancen 
sowie Risiken digitaler Finanzangebote zu berücksichtigen. 

Die Staatsregierung wird ferner aufgefordert, ein Pilotprojekt zur finanziellen Bildung zu 
initiieren. Im Rahmen dieses Pilotprojekts sollen ausgewählte Schulen aller Schularten 
in jedem Regierungsbezirk praxisorientierte Unterrichtseinheiten zur finanziellen Bil-
dung erproben und deren Wirkung evaluieren. Auf Grundlage dieser Ergebnisse ist ein 
Konzept zur flächendeckenden Einführung zu entwickeln. 

Der Landtag stellt fest, dass die Schulen bereits heute stark belastet sind und es daher 
entscheidend ist, sie bei der Umsetzung zu entlasten. Daher sollen die bestehenden 
Kooperationsmöglichkeiten von Schulen mit externen Partnern liberalisiert werden, da-
mit eine enge Zusammenarbeit mit lokal etablierten Institutionen, insbesondere aus der 
regionalen Banken- und Sparkassenlandschaft, den Verbraucherzentralen, ergänzend 
auch Schuldnerberatung z. B. der karitativen Verbände, sowie weiteren fachkundigen 
Bildungsträgern, wie bereits existierenden, spezialisierten Start-ups, möglich wird. 
Diese Partner können praxisnahe, werbefreie und fachkundige Informationsangebote 
in den Unterricht einbringen und ergänzende digitale Lernangebote bereitstellen, 
wodurch die Schulen inhaltlich unterstützt und organisatorisch entlastet werden. Auf 
diese Weise kann finanzielle Bildung qualitativ hochwertig vermittelt werden, ohne die 
ohnehin stark beanspruchten Lehrkräfte zusätzlich zu überfordern. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Kristan Freiherr von Waldenfels
Abg. Oskar Atzinger
Abg. Dr. Martin Brunnhuber
Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Gabriele Triebel
Abg. Gabi Schmidt
Abg. Nicole Bäumler



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 

auf:

Antrag der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, Maximilian Böltl, 

Daniel Artmann u. a. (CSU)

Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken (Drs. 19/9483)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Erster Redner ist Herr Kollege Kristan Freiherr von Waldenfels für die CSU-

Fraktion. Bitte sehr.

Kristan Freiherr von Waldenfels (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Die jüngste Trendstudie zur Jugend in Deutschland im 

Jahr 2025 der Universität Potsdam konstatiert: 14- bis 29-jährige Jugendliche bzw. 

junge Menschen in Deutschland haben zu einem Fünftel – ich wiederhole es noch ein-

mal: zu einem Fünftel – Konsumschulden. Aufgrund neuer Finanzdienstleistungen und 

der Möglichkeit, ganz einfach beim Bezahlvorgang Schulden aufzunehmen, stellen wir 

im Alltag der Menschen in unserem Land eine veränderte Situation fest. Im Freistaat 

Bayern ist die ökonomische Bildung als Alltagskompetenz in der Tat bereits integraler 

Bestandteil der Erziehungsziele und auch in all unseren Lehrplänen schulartübergrei-

fend verankert.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist aber 

seit jeher unser Bestreben, gerade in einer Länderkernkompetenz wie der Bildung 

im Freistaat Bayern, dort, wo wir gut sind, noch besser zu werden. Insofern legen 

wir heute diesen Antrag mit dem Ziel vor, erstens in den verschiedenen Bereichen 

im Hinblick auf die neuen Finanzdienstleistungen die Bildung und die Bildungsinhalte 

weiter zu schärfen und – das ist womöglich noch wesentlicher – zweitens darüber 

hinaus Praxisinhalte einfließen zu lassen. Gemeinsam mit der Vereinigung der Baye-

rischen Wirtschaft, der Stiftung Bildungspakt Bayern, den Lehrerverbänden sowie den 
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Banken- und Finanzdienstleistungsverbänden erarbeiten wir auf Grundlage dieses 

Antrags ein Konzept, das einfach, praxisorientiert und praxisnah in den Schulen einge-

setzt werden kann. Wir haben in den verschiedenen Regierungsbezirken bereits unter-

schiedliche Angebote und wollen diese durch Pilotschulen in jedem Regierungsbezirk 

noch weiter in die Fläche bringen.

Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass die Frage der finanziellen Bildung 

nicht nur darüber entscheidet, ob jeder und jede Einzelne am wirtschaftlichen Erfolg 

unseres Landes gleichermaßen teilhaben kann, sondern auch dazu beiträgt, dass 

womöglich solche, die in ihrem Leben weiterkommen und sich etwas aufbauen wollen, 

die entsprechende Kompetenz dazu besitzen. Wir stellen vor diesem Hintergrund 

fest, dass die private Altersvorsorge im demografischen Wandel von immer größerer 

Bedeutung ist.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich danke allen, die an diesem Antrag mit-

gewirkt haben, ausdrücklich auch den Akteuren außerhalb des Landtags. Ich bitte Sie 

um Ihre Zustimmung, so wie es im Bildungsausschuss bereits einstimmig geschehen 

ist.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung des Herrn Abgeordneten Oskar Atzinger von der AfD vor.

Oskar Atzinger (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege von Waldenfels, wie Sie bereits ge-

sagt haben, wurde dem Antrag im Ausschuss einstimmig zugestimmt. Es ist durchaus 

etwas ungewöhnlich, dass ein im Ausschuss einstimmig beschlossener Antrag auch 

im Plenum behandelt wird.
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(Lachen bei der CSU – Michael Hofmann (CSU): Das müssen Sie nach dem 

Theater gerade sagen! – Josef Lausch (FREIE WÄHLER): Das machen Sie an-

dauernd!)

Konnten Sie sich bei Ihrer Fraktionsspitze nicht durchsetzen? – Der Antrag ist ja nicht 

im Namen der Fraktion eingebracht worden. Konnte die Fraktionsspitze also nicht 

davon überzeugt werden, dass dieser Antrag im Namen der Fraktion gestellt werden 

darf?

(Michael Hofmann (CSU): So ein Quatsch! Sie werden gleich sehen, dass wir 

zustimmen werden!)

Kristan Freiherr von Waldenfels (CSU): Herr Atzinger, schließen Sie nicht von sich 

auf andere.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Der Antrag trifft selbstverständlich auf Zustimmung der Fraktion. Das wird auch gleich 

deutlich werden. Es ist im Gegenteil unser aller Anliegen – auch unserer Fraktionsfüh-

rung und unseres Fraktionsvorstands –, deutlich zu machen, wie wichtig uns dieses 

Thema ist. Deshalb wird es hier im Hohen Hause noch einmal behandelt.

(Beifall bei der CSU – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Richtig!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Freiherr 

von Waldenfels. – Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter Oskar Atzinger für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Oskar Atzinger (AfD): Herr Vizepräsident, Kolleginnen und Kollegen! Magnum vecti-

gal est parsimonia. – Sparsamkeit ist eine große Einnahmequelle.
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(Unruhe bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD – 

Josef Lausch (FREIE WÄHLER): Lächerlich! – Tanja Schorer-Dremel (CSU): "Si 

tacuisses…"!)

Das Zitat stammt von Cicero. Der vorliegende Antrag von 20 Hinterbänklern

(Zurufe von der CSU: Oh!)

und einer Ministerin der CSU zur Stärkung der finanziellen Bildung an Bayerns Schu-

len ist ein vernünftiger Antrag, dem die AfD-Fraktion bereits im Ausschuss für Bildung 

und Kultus zugestimmt hat.

(Zuruf der Abgeordneten Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER))

Deshalb werden wir auch heute zustimmen; denn eines ist unbestreitbar: Der verant-

wortungsvolle Umgang mit Geld gehört zu den grundlegenden Fähigkeiten, die junge 

Menschen für ein selbstbestimmtes Leben benötigen. Wer die eigene Haushaltsfüh-

rung nicht beherrscht, die Risiken von Krediten und Schulden nicht einschätzen kann 

oder keine Kenntnisse über Sparen, Vermögensaufbau und Altersvorsorge besitzt, 

wird später erhebliche Schwierigkeiten haben, wirtschaftlich eigenverantwortlich zu 

handeln. Genau deshalb ist finanzielle Bildung keine Nebensache, sondern eine wich-

tige Lebenskompetenz. Richtig ist auch die Feststellung im Antrag, dass gerade neue 

digitale Finanzangebote und scheinbar unkomplizierte Modelle wie "Jetzt kaufen, spä-

ter bezahlen" junge Menschen schnell in finanzielle Schwierigkeiten bringen können. 

Wer früh lernt, Chancen und Risiken finanzieller Entscheidungen abzuwägen, ist bes-

ser vor Überschuldung und Fehlentscheidungen geschützt.

Wenn wir diesem Antrag zustimmen, dürfen wir aber sicher auch die Frage stellen: 

Warum kommt diese Erkenntnis eigentlich erst jetzt? – Bis 2018 stellte die CSU 

jahrzehntelang den Bildungsminister in Bayern. Wenn finanzielle Bildung so wichtig ist, 

und darin sind wir uns einig, muss man doch feststellen, dass über viele Jahrzehnte 

hinweg etwas versäumt wurde.
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(Michael Hofmann (CSU): Ach Quatsch!)

Es ist ja nicht so, als wären die Probleme plötzlich vom Himmel gefallen. Die Heraus-

forderungen durch Konsumkredite, Überschuldung, Altersvorsorge oder Vermögensbil-

dung sind seit Langem bekannt. Dennoch wurden Generationen von Schülern durch 

das Bildungssystem geschleust, ohne dass finanzielle Grundbildung den Stellenwert 

erhalten hätte, den sie verdient.

Heute erkennen zumindest die Hinterbänkler der CSU diesen Nachholbedarf. Das ist 

zwar begrüßenswert, gleichzeitig aber auch ein Eingeständnis früherer Versäumnisse.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): So ein Käse!)

Für die AfD ist der verantwortungsvolle Umgang mit Geld ein zentraler Wert.

(Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Vor allem bei den Mitarbeitern! – Lachen bei 

der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dies gilt für den Einzelnen ebenso wie für den Staat. Wir erwarten von den Bürgern, 

dass sie ihre Finanzen solide führen, Rücklagen bilden und nicht dauerhaft über ihre 

Verhältnisse leben. Genau dieselben Maßstäbe sollten allerdings auch für die Politik 

gelten. Wer jungen Menschen Sparsamkeit, solide Haushaltsführung und wirtschaftli-

che Vernunft vermitteln möchte, sollte diese Tugenden auch im staatlichen Handeln 

vorleben.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Wie steht es mit der Veruntreuung von Parteigel-

dern? – Zuruf der Abgeordneten Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER))

Finanzielle Bildung bedeutet deshalb mehr als das Erlernen einiger Fachbegriffe. Sie 

bedeutet, den Wert von Arbeit, Eigentum, Ersparnissen und persönlicher Verantwor-

tung zu verstehen. Sie bedeutet auch zu erkennen, dass Wohlstand nicht durch Schul-

denmachen entsteht, sondern durch Leistung, Fleiß und kluge Entscheidungen.
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Positiv bewerten wir den Praxisbezug des Antrags. Die Einbeziehung regionaler Ban-

ken, Sparkassen, Verbraucherzentralen und weiterer fachkundiger Partner kann hel-

fen, finanzielle Bildung lebensnah und verständlich zu vermitteln, ohne die ohnehin 

stark belasteten Lehrkräfte zusätzlich zu überfordern. Auch die geplante Evaluation im 

Rahmen eines Pilotprojekts erscheint sinnvoll.

Finanzielle Bildung stärkt Eigenverantwortung, wirtschaftliche Kompetenz und Zu-

kunftssicherheit. Deshalb unterstützen wir diesen Antrag. Gleichzeitig erinnern wir die 

CSU daran, dass sie den heute festgestellten Handlungsbedarf maßgeblich selbst zu 

verantworten hat. Besser spät als nie, aber eben auch deutlich später als notwendig. – 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist der Kollege 

Dr. Martin Brunnhuber für die FREIEN WÄHLER.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Finanzielle Bildung ist eine Schlüsselkompetenz, und zwar 

für ein selbstbestimmtes und gelingendes Leben. Wer mit Geld verantwortungsvoll 

umgehen kann, wer Konsumentscheidungen reflektiert trifft, wer spart, vorsorgt und 

Risiken einschätzen kann, ist besser auf Herausforderungen des Alltags vorbereitet. 

So viel zur Theorie.

Die Praxis, meine Damen und Herren, schaut aber ganz anders aus: In der Praxis 

wischen die Kinder und jungen Erwachsenen auf dem Handy herum, suchen nach 

vorgefertigten Lösungen, sind aber kaum in der Lage, Entscheidungen im Konsumver-

halten abzuschätzen. Das ist die Realität, und deshalb ist der Antrag gut so, wie er ist.

Wir müssen die jungen Erwachsenen heranführen an ein Leben, das genügend Fall-

stricke bietet, um in eine Falle zu tappen, sich hoch zu verschulden oder auch für 

das Alter keine Vorsorge zu treffen. Bei der Anschaffung eines neuen Handys stellt 
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sich ganz einfach die Frage: Soll man es mit Sofortzahlung oder soll man es mit 

Ratenzahlung kaufen? Die Konsequenzen sind nur schwer abzuschätzen. Deshalb ist 

es auch gut, dass wir die Lerninhalte, die jetzt schon in unseren Lehrplänen etabliert 

sind, noch mit Praxisbeispielen und Erfahrungen aus der Praxis ergänzen.

Wir müssen in der finanziellen Bildung die Schlüsselkompetenzen zum selbstbestimm-

ten Lernen und Leben verankern. Das sind zum Beispiel die Abschätzung von Konsu-

mausgaben, die Haushaltsplanung, Sparen, Kredite und der Vermögensaufbau. Meine 

Damen und Herren, da starten wir nicht bei null, sondern wir sind schon sehr weit 

fortgeschritten. Finanzielle Bildung ist in allen Lehrplänen verankert. Wir haben bereits 

feste Bestandteile der ökonomischen Bildung in allen Schularten, und wir haben ein 

bundesweit anerkanntes Konzept mit Alltagskompetenzen, auf das wir aufbauen kön-

nen.

Inhalte in den Lehrplänen sind der Umgang mit Geld, Verbraucherentscheidungen, 

wirtschaftliches Handeln auf Märkten, Sparformen, Vermögensbildung, Grundlagen zu 

Anleihen und Aktien, festverzinslichen Anlagen und die Verbindung von individueller 

Finanzkompetenz und volkswirtschaftlichen Zusammenhängen. Der Praxisbezug wird 

durch Kooperationen mit außerschulischen Partnern verstärkt. Dazu gehören jetzt 

schon beispielsweise die Sparkassen. Als Beispiele muss man auch das "Planspiel 

Börse" oder die aktuelle Expertise aus der Praxis im Unterricht von regionalen Finanz-

anbietern oder regionalen Verbraucherschutzorganisationen herausheben.

Bewährte Unterstützungssysteme finden wir vor. Sie sind auch etabliert, zum Beispiel 

im Arbeitskreis SCHULEWIRTSCHAFT Bayern oder in den Angeboten der Vereini-

gung der Bayerischen Wirtschaft. Diese hohe Wertschätzung der Zusammenarbeit 

von Schule mit externen Partnern macht ein gelingendes System gut. Noch besser 

wird das System dadurch, dass es mit Praxisbeispielen angereichert wird. Hierzu zählt 

in erster Linie die enge Kooperation unserer Lehrkräfte mit externen Bildungspartnern.
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Zum Schluss möchte ich noch eines herausgreifen: Wir würden es nicht schaffen, 

wenn wir nicht alle hier in diesem Zusammenhang eng zusammenarbeitenden Akteure 

auch wirklich so verzahnen würden, dass etwas Gutes herauskommt. Ich danke allen 

Akteuren in der Schule, allen Lehrkräften, die die jungen Leute heranführen. Ich danke 

auch meinem Kollegen Felix von Zobel, der gesagt hat, ich solle ihm einfach einmal 

danken. – Also, danke schön! Ich danke aber auch allen externen Partnern, die hier 

gute Arbeit leisten.

Finanzielle Bildung ist unverzichtbar. In Bayern ist sie bereits gut verankert. Bewährte 

Strukturen können genutzt werden. Das Ziel ist, die Angebote weiter auszubauen 

und junge Menschen zu verantwortungsvoller finanzieller Bildung und einem guten 

finanziellen Umgang zu bringen. – Vielen herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich danke Ihnen, Herr Dr. Brunnhuber. – 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Gabriele Triebel für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Jetzt bin ich am Überlegen, wem ich danken soll. Ich danke ganz vielen, und 

ich danke am besten meiner Mama. – Verehrtes Präsidium, verehrte Kolleginnen und 

Kollegen, um ein selbstbestimmtes, unabhängiges Leben führen zu können, braucht 

man natürlich Geld und einen guten, umsichtigen Umgang damit. Um das richtig zu 

lernen, braucht es auch die Schule.

Vor vier Jahren haben wir, die GRÜNEN, eine Schülerbefragung zum Thema beruf-

liche Bildung und Alltagskompetenzen durchgeführt. Ich möchte einige Ergebnisse 

daraus vorstellen: In der Befragung haben acht von zehn Schülerinnen und Schülern 

in Bayern angegeben, sie wünschten sich im Unterricht mehr Berücksichtigung der 

finanziellen Bildung; denn der Umgang mit Geld sei für die Jugendlichen ein wesentli-
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cher Bestandteil ihres Alltags. Das haben wir gerade auch vom Kollegen Brunnhuber 

gehört.

In Bezug auf Finanzprodukte, beispielsweise Versicherungen, gaben 54 % der Schüle-

rinnen und Schüler an Gymnasien sowie an Berufs- und Fachoberschulen an, dass 

eine derartige Bildung nie stattfinde; 30 % gaben an, dass eine solche Bildung selten 

stattfinde. Bei den Mittel- und Realschüler:innen verhält es sich ähnlich: Dort gaben 

42 % an, eine solche Bildung finde selten statt; 32 % gaben an, dass sie nie stattfinde 

und nicht vorhanden sei.

Bei der öffentlichen Vorstellung dieser Ergebnisse haben wir GRÜNE ganz klar gefor-

dert, dass in die finanzielle Bildung an Bayerns Schulen besser investiert und sie 

besser abgebildet werden muss, dass also betreffende Fortbildungen der Lehrkräfte 

absolut notwendig sind, dass Kooperationen mit unabhängigen externen Expertinnen 

und Experten aufgebaut und die Lehrpläne in den einzelnen Klassenstufen entspre-

chend angepasst werden sollen.

Unsere Forderungen sind nun von den Regierungsfraktionen eins zu eins übernom-

men worden. Mit diesem Antrag stimmen Sie unseren Forderungen also zu. Es freut 

mich ungemein, dass wir in diesem Hohen Haus diesen grünen Erfolg haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bei der Umsetzung der Forderungen hätte ich mir aber noch etwas mehr Präzisierung 

im Antragstext gewünscht. Der Kollege von Waldenfels hat es in seiner Rede zwar 

etwas näher ausgeführt, aber wir glauben, dass die Stiftung Bildungspakt Bayern mit 

der Durchführung eines Modellprojektes beauftragt werden sollte, weil damit auch 

gleich eine wissenschaftliche Begleitung und dann natürlich auch eine Evaluation des 

Modellversuchs möglich gemacht werden können.

Ich betone an dieser Stelle aber auch, dass es mit einzelnen Projektwochen nicht 

getan ist. Stattdessen braucht es wirklich eine dauerhafte Verankerung im Unterricht 
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und unabhängige, neutrale Partner wie Verbraucherzentralen oder Schuldnerberatun-

gen statt Banken und Sparkassen. – Dem Antrag stimmen wir zu, auf dessen Umset-

zung sind wir gespannt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Frau Kollegin, bleiben Sie bitte noch am 

Rednerpult. – Es liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung vor. Das Wort hat 

die Kollegin Gabi Schmidt, FREIE WÄHLER.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Ich möchte keine Frage stellen, ich möchte mich für 

die Einsicht bei den GRÜNEN bedanken –

Gabriele Triebel (GRÜNE): Einsicht?

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): – und hätte die Bitte, dass Sie diese Studie oder 

diese Befragung, die Sie gemacht haben, auch Frau Sengl zukommen lassen; denn 

ich werde nie vergessen, wie sich Frau Sengl als Einzige gegen die Vermittlung von 

Alltagskompetenzen gewehrt und gesagt hat: Das hätten bayerische Schüler nicht 

nötig, das könnte jede Familie. – Ich möchte euch gratulieren, Gabi, dass ihr da jetzt 

auch aufrückt.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Verehrte Kollegin Gabi Schmidt, ich kann nur auf meinen 

eigenen Antrag verweisen. Ich habe gefordert, dass die Alltagskompetenzen nicht 

nur mit einer Projektwoche in der Grundschule und einer Projektwoche in der wei-

terführenden Schule bis inklusive Klasse 9 vermittelt werden, sondern dass sie in 

jeder Klassenstufe vermittelt werden. Ich hoffe, dass ihr FREIEN WÄHLER – denn 

ursprünglich hattet ihr ein ganz neues Fach in der Schule gefordert – euch wenigstens 

da gegenüber eurem Koalitionspartner durchsetzen könnt,

(Michael Hofmann (CSU): Oh!)
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dass wir in jeder Klassenstufe eine Projektwoche für die Alltagskompetenzen bekom-

men.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Was sollen wir in der 

Schule noch alles machen?)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Nicole Bäumler für die SPD-Fraktion. Bitte, Sie haben das Wort.

Nicole Bäumler (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Dass 

junge Menschen lernen müssen, mit Geld umzugehen, da sind wir uns alle einig. Die 

Zahlen sind alarmierend. Wie Kollege von Waldenfels bereits erwähnt hat, lebt rund 

ein Fünftel aller 14- bis 29-Jährigen mit Schulden. "Buy now, pay later", Klarna und 

Co. machen Verschuldung leider so einfach wie einen Mausklick. Dagegen müssen 

wir die jungen Menschen wappnen, und deshalb stimmen auch wir diesem Antrag zu.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der CSU, bevor Sie sich jetzt aber mit diesem 

Antrag als die Entdeckerinnen und Entdecker der finanziellen Bildung etablieren wol-

len, schauen wir doch einmal in die Lehrpläne: Bayern hat bereits ökonomische Ver-

braucherbildung, und zwar als fächerübergreifendes Bildungsziel in allen Schularten 

und für alle Jahrgangsstufen. Bayern hat auch das Programm "Schule fürs Leben" 

– das wurde schon mehrfach angesprochen –, das Alltagskompetenzen und Lebens-

ökonomie mit den verschiedenen Handlungsfeldern umfasst, darunter beispielswei-

se auch selbstbestimmtes Verbraucherverhalten. Dieses Programm wurde erst zum 

Schuljahr 2024/2025 ausgeweitet und wird gerade evaluiert. Das heißt also: Die Struk-

turen sind eigentlich vorhanden.

Jetzt kommen wir aber zu dem Punkt, der uns bei dem Antrag dann doch auch ein 

bisschen hellhörig werden lässt. Sie fordern nämlich in diesem Antrag – Zitat –, "die 

bestehenden Kooperationsmöglichkeiten von Schulen mit externen Partnern" zu libe-

ralisieren. Wen meinen Sie damit eigentlich? – Sie meinen die "regionale Banken- und 

Sparkassenlandschaft" und – ich zitiere an dieser Stelle – "spezialisierte Start-ups". 
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die KMK hat erst im Juli 2025 ihre Empfehlung 

zur Verbraucherbildung bekräftigt, und darin steht klipp und klar: "Verbraucherbildung 

ist frei von wirtschaftlichen Interessen und ermöglicht unternehmensunabhängig" den 

Erwerb von Kompetenzen. Der Beutelsbacher Konsens – Überwältigungsverbot und 

Kontroversitätsgebot – muss gelten.

Als Lehrerin sage ich Ihnen: Banken sind nun einmal nicht neutral. Sie haben ein 

handfestes wirtschaftliches und geschäftliches Interesse, auch an jungen Kundinnen 

und Kunden. Das Versprechen werbefreier Angebote klingt nett; aber wer kontrolliert 

das denn eigentlich? Und welche "spezialisierten Start-ups" sind denn gemeint? Wel-

che Qualitätskriterien gelten? Der Materialkompass des Verbraucherzentrale Bundes-

verbands, der etablierte Qualitätsstandard für Unterrichtsmaterialien, wird in Ihrem 

Antrag leider nicht einmal erwähnt.

Mein Kollege Volkmar Halbleib hat im Haushaltsausschuss deswegen völlig zu Recht 

die Frage gestellt: Was genau soll denn mit dem Pilotprojekt erprobt werden? – Wir 

haben es heute schon mehrfach gehört: Sieben Schulen für ganz Bayern, in jedem 

Regierungsbezirk genau eine. Ist das Ihr Ernst? Und das bei ungefähr 6.000 Schulen 

in ganz Bayern? Der Antrag ist ein bisschen so wie die Angebote, vor denen er 

warnen will. Die Überschrift klingt sehr verlockend; aber wenn man das Kleingedruckte 

liest, dann stellt man fest, es fehlt trotzdem ein Stück weit die Substanz. Der Grund-

gedanke ist aber, wie gesagt, richtig: Wir brauchen finanzielle Bildung. Deswegen 

stimmen wir diesem Antrag zu.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Frau Kollegin. – Weitere 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. Wir kom-

men zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Bildung und Kultus empfiehlt 

Zustimmung.
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Wer dem Antrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion zustimmen möchte, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion, die FREIEN WÄHLER, die 

AfD-Fraktion, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD, also das gesamte Hohe 

Haus. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Oder Stimmenthaltungen? – Das ist nicht 

der Fall. Dann ist dem Antrag einstimmig zugestimmt worden.
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